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Bericht und Beschlussempfehlung 

des Innen- und Rechtsausschusses 

Entwurf eines Gesetzes des Landes Schleswig-Holstein zur Ausführung des 
Staatsvertrages zur Neuregulierung des Glücksspielwesens in Deutschland 
(GlüStV 2021 AG SH)  

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 19/3175 

Mit Plenarbeschluss vom 27. August 2021 hat der Landtag den Gesetzentwurf der 
Landesregierung, Drucksache 19/3175, dem Innen- und Rechtsausschuss überwie-
sen. 

Der Innen- und Rechtsausschuss hat schriftliche Stellungnahmen zu der Vorlage ein-
geholt und sie in mehreren Sitzungen beraten. Im Rahmen der Beratung wurde ein 
Änderungsantrag der Fraktion der SPD vorgelegt und mehrheitlich abgelehnt und ein 
Änderungsantrag der regierungstragenden Fraktionen einstimmig angenommen. In 
seiner Sitzung am 26. Januar 2022 schloss der Ausschuss die Beratung des Gesetz-
entwurfs ab.  

Der Innen- und Rechtsausschuss empfiehlt dem Landtag einstimmig, den Gesetzent-
wurf in der aus der rechten Spalte der nachfolgenden Gegenüberstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. Änderungen gegenüber dem Ursprungsgesetzentwurf der 
Landesregierung sind durch Fettdruck kenntlich gemacht.  
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Gesetz des Landes Schleswig-Holstein  
zur Ausführung des Staatsvertrages  

zur Neuregulierung des Glücksspielwesens  
in Deutschland (GlüStV 2021 AG SH) 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Gesetzentwurf der Landesregierung: Ausschussvorschlag: 

  

Abschnitt 1  
Allgemeine Vorschriften 

Abschnitt 1  
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 
Anwendungsbereich 

§ 1 
Anwendungsbereich 

Dieses Gesetz regelt die Ausführung des 
Staatsvertrages zur Neuregulierung des 
Glücksspielwesens in Deutschland (GlüStV 
2021; GVOBl. Schl.-H. S. 439 ff.) für die Ver-
anstaltung und die Vermittlung öffentlicher 
Glücksspiele im Land Schleswig-Holstein, so-
weit nicht andere Rechtsvorschriften spezialge-
setzliche Regelungen für diese Glücksspielar-
ten treffen. 

 unverändert 

§ 2 
Erlaubnispflicht 

§ 2 
Erlaubnispflicht 

(1) Öffentliche Glücksspiele dürfen nur mit Er-
laubnis der zuständigen Behörde veranstaltet 
oder vermittelt werden. Das Veranstalten und 
das Vermitteln ohne diese Erlaubnis sind ver-
boten (unerlaubtes Glücksspiel). Die Erlaubnis 
für das Vermitteln öffentlicher Glücksspiele 
setzt eine Erlaubnis für die Veranstaltung die-
ser Glücksspiele voraus. 

 unverändert 

(2) Voraussetzungen, Inhalt und Umfang der 
Erlaubnis richten sich nach der Art des Glücks-
spiels. 
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Abschnitt 2  
Staatliches Glücksspielangebot 

Abschnitt 2  
Staatliches Glücksspielangebot 

§ 3 
Veranstaltung und Vermittlung 

§ 3 
Veranstaltung und Vermittlung 

(1) Das Land Schleswig-Holstein erfüllt seine 
öffentliche Aufgabe nach § 10 Absatz 1 GlüStV 
2021 durch die NordwestLotto Schleswig-Hol-
stein GmbH & Co. KG (NordwestLotto Schles-
wig-Holstein), deren Anteile vollständig oder 
überwiegend vom Land unmittelbar oder mit-
telbar gehalten werden. Die Erfüllung der Auf-
gabe kann mit Zustimmung des für Inneres zu-
ständigen Ministeriums und des Finanzminis-
teriums vollständig oder teilweise auf juristi-
sche Personen des öffentlichen Rechts oder 
auf privatrechtliche Gesellschaften übertragen 
werden, an denen entweder das Land oder das 
Land und andere vertragschließende Länder 
unmittelbar oder mittelbar maßgeblich beteiligt 
sind. 

 unverändert 

(2) NordwestLotto Schleswig-Holstein kann al-
lein oder mit anderen Ländern Lotterien und 
Ausspielungen sowie Sportwetten mit variab-
len Gewinnquoten (Totalisatorwetten) veran-
stalten. 

 

(3) Abweichend von Absatz 1 kann das Land 
Schleswig-Holstein durch eine vom Land 
Schleswig-Holstein gemeinsam mit anderen 
Ländern errichtete Anstalt des öffentlichen 
Rechts in Erfüllung der öffentlichen Aufgabe 
nach § 10 Absatz 1 GlüStV 2021 Klassenlotte-
rien veranstalten. 

 

§ 4 
Erlaubnisverfahren 

§ 4 
Erlaubnisverfahren 

(1) Die Erlaubnis zum Veranstalten und Vermit-
teln staatlicher Glücksspielangebote soll erteilt 
werden, wenn 

 unverändert 

1. Versagungsgründe nach § 4 Absatz 2 
GlüStV 2021 nicht entgegenstehen, 

 

2. der Veranstalter und der Vermittler zuver-
lässig sind und die Gewähr dafür bieten, 
dass die Veranstaltung und Vermittlung 
ordnungsgemäß und für die Spielteilneh-
merin oder den Spielteilnehmer nachvoll-
ziehbar durchgeführt wird, 
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3. die Einhaltung  

a) der Jugendschutzanforderungen nach 
§ 4 Absatz 3 GlüStV 2021, 

 

b) der Werbebeschränkungen nach § 5 
GlüStV 2021, 

 

c) der Vorschriften zum Internet nach § 4 
Absatz 5 GlüStV 2021, 

 

d) der Anforderungen an das Sozialkon-
zept nach § 6 GlüStV 2021, 

 

e) der Anforderungen an die Aufklärung 
über Suchtrisiken nach § 7 GlüStV 
2021 und 

 

f) der Anforderungen an die Spielersperre 
nach den §§ 8 bis 8d und 23 GlüStV 
2021 

 

 sichergestellt ist,  

4. bei der Einführung neuer Glücksspielange-
bote oder Vertriebswege oder bei der er-
heblichen Ausweitung bestehender Ver-
triebswege nach § 9 Absatz 5 Satz 1 Num-
mer 1 GlüStV 2021 der Fachbeirat beteiligt 
wurde und 

 

5. bei der gewerblichen Spielvermittlung die 
Einhaltung der Anforderungen nach § 19 
GlüStV 2021 sichergestellt ist. 

 

Die Nachweise sind von dem Antragsteller 
durch Vorlage geeigneter Konzepte, Darstel-
lungen und Bescheinigungen zu führen; die Er-
laubnisbehörde ist nicht zu eigenen Ermittlun-
gen verpflichtet. 

 

(2) In der Erlaubnis sind neben den Regelun-
gen nach § 9 Absatz 4 GlüStV 2021 festzule-
gen 

 

1. der Veranstalter und der Vermittler ein-
schließlich eingeschalteter dritter Perso-
nen, 

 

2. das veranstaltete oder vermittelte Glücks-
spiel, 

 

3. die Form der Vermittlung,  

4. Ort oder Gebiet sowie Beginn und Dauer 
der Veranstaltung und Vermittlung, 

 

5. bei Lotterieveranstaltungen der Spielplan,  
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6. der Spieleinsatz sowie das Bearbeitungs-
entgelt, 

 

7. bei Vermittlungen der Veranstalter,  

8. die Verwendung der Gewinne, auf die ein 
Anspruch nicht fristgerecht geltend ge-
macht worden ist und 

 

9. die Ausgestaltung der Werbung.  

(3) Die Erlaubnis umfasst auch die Allgemei-
nen Geschäftsbedingungen (Teilnahmebedin-
gungen). In diesen sind insbesondere Bestim-
mungen zu treffen über 

 

1. die Voraussetzungen, unter denen ein 
Spielvertrag zustande kommt, 

 

2. die Gewinnpläne und Ausschüttungsquo-
ten, 

 

3. die Frist, innerhalb der ein Gewinnan-
spruch geltend gemacht werden kann, 

 

4. die Bekanntmachung der Gewinnzahlen 
und 

 

5. die Auszahlung der Gewinne.  

(4) Für die Erteilung der Erlaubnis ist das für 
Inneres zuständige Ministerium zuständig. 

 

§ 5 
Annahmestellen 

§ 5 
Annahmestellen 

(1) Eine Annahmestelle betreibt, wer auf Grund 
eines privatrechtlichen Vertrages mit dem Ver-
anstalter von staatlichen Glücksspielen in 
Schleswig-Holstein nach § 3 Absatz 1 in des-
sen Vertriebsorganisation eingegliedert ist und 
dessen Produkte vermittelt. Die stationäre Ver-
mittlung von Lotterien an den staatlichen 
Glücksspielanbieter ist nur in diesen Annah-
mestellen zulässig. 

 unverändert 

(2) Die Anzahl der Annahmestellen ist an den 
Zielen des § 1 GlüStV 2021 auszurichten und 
entsprechend zu begrenzen. Das für Inneres 
zuständige Ministerium wird ermächtigt, die 
Begrenzung der Annahmestellen in einer 
Rechtsverordnung zu regeln. 

 

§ 6 
Gewerbliche Spielvermittlung 

§ 6 
Gewerbliche Spielvermittlung 

(1) Die Betätigung als gewerblicher Spielver-
mittler nach § 19 GlüStV 2021 ausschließlich 

 unverändert 
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Gesetzentwurf der Landesregierung: Ausschussvorschlag: 

im Land Schleswig-Holstein bedarf einer Er-
laubnis nach § 4 dieses Gesetzes. 

(2) Für länderübergreifend tätige gewerbliche 
Spielvermittler wird nach § 19 Absatz 2 GlüStV 
2021 die Erlaubnis von der zentral zuständigen 
Behörde mit Wirkung für Schleswig-Holstein 
erteilt. 

 

§ 7 
Zweckabgaben 

§ 7 
Zweckabgaben  

(1) NordwestLotto Schleswig-Holstein hat 
Zweckabgaben an das Land abzuführen. Das 
Finanzministerium regelt im Benehmen mit 
dem für Inneres zuständigen Ministerium durch 
Rechtsverordnung die Höhe der Zweckabga-
ben unter Berücksichtigung lotterierechtlicher, 
betriebswirtschaftlicher und steuerlicher Be-
lange sowie die Fälligkeit und das Verfahren 
zur Abführung der Zweckabgaben. In der 
Rechtsverordnung kann bestimmt werden, 
dass NordwestLotto Schleswig-Holstein 
Zweckabgaben ganz oder zum Teil einem Drit-
ten zur zweckentsprechenden Verwendung zu 
überlassen hat. 

(1) unverändert 

(2) Die Zweckabgaben sind zunächst zur Erfül-
lung von Verpflichtungen zu verwenden, die 
das Land gegenüber anderen Ländern oder 
Organisationen im Zusammenhang mit der 
Veranstaltung von Glücksspielen nach § 3 Ab-
satz 1 eingegangen ist. 

(2)  unverändert 

(3) Die Abgabe aus der Lotterie „BINGO! - Die 
Umweltlotterie“ ist für Zwecke des Natur- und 
Umweltschutzes sowie für Entwicklungspro-
jekte im Sinne der Agenda 21 zu verwenden. 
Aus der Lotterie GlücksSpirale erhalten die 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohl-
fahrtsverbände, der Deutsche Olympische 
Sportbund und die Deutsche Stiftung Denk-
malschutz einen Anteil an der Zweckabgabe, 
dessen Höhe in der Rechtsverordnung nach 
Absatz 1 Satz 2 festgelegt wird. Die Zweckab-
gabe aus der Lotterie „Die Siegerchance“ er-
hält der Deutsche Olympische Sportbund. 

(3)  unverändert 

(4) Von dem nach Abzug der in den Absätzen 2 
und 3 genannten Beträge verbleibenden Be-
trag sind 

(4) Von dem nach Abzug der in den Absätzen 2 
und 3 genannten Beträge verbleibenden Be-
trag sind 

1. 8 %, mindestens 8 Millionen Euro, zur För-
derung des Sports (§ 8 Absatz 1 bis 3), 

1.  8 %, mindestens 11.000.000 Euro, zur 
Förderung des Sports (§ 8 Absatz 1 bis 3), 
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2. 4,9 % für Zwecke der Verbraucherinsol-
venzberatung, 

2.   unverändert 

3. 1,3 %, mindestens 800.000 €, für Zwecke 
der wissenschaftlichen Forschung zur Ver-
meidung und Abwehr von Suchtgefahren 
durch Glücksspiele und der Bekämpfung 
der Glücksspielsucht, wozu auch die finan-
zielle Förderung der Einrichtung und des 
Betriebes von Beratungsstellen zur Ver-
meidung und Bekämpfung von Glücks-
spielsucht gehört; Forschungsprojekte kön-
nen gemeinsam mit anderen Ländern ge-
fördert werden, wobei der Fachbeirat über 
die Forschungsergebnisse zu unterrichten 
ist, 

3. 1,3 %, mindestens 800.000 Euro, für Zwe-
cke der wissenschaftlichen Forschung zur 
Vermeidung und Abwehr von Suchtgefah-
ren durch Glücksspiele und der Bekämp-
fung der Glücksspielsucht, wozu auch die 
finanzielle Förderung der Einrichtung und 
des Betriebes von Beratungsstellen zur 
Vermeidung und Bekämpfung von Glücks-
spielsucht gehört; Forschungsprojekte kön-
nen gemeinsam mit anderen Ländern ge-
fördert werden, wobei der Fachbeirat über 
die Forschungsergebnisse zu unterrichten 
ist, 

4. 0,5 % für die Förderung des Landesfeuer-
wehrverbandes (§ 8 Absatz 4), 

4.   unverändert 

5. 0,5 % für die Förderung der durch das Er-
richtungsgesetz Friesenstiftung vom 13. 
Januar 2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 4) errich-
teten Friesenstiftung (§ 8 Absatz 5) und 

5.  unverändert 

6. 0,5% für die Förderung des Verbandes 
deutscher Sinti und Roma, Landesverband 
Schleswig-Holstein (§ 8 Absatz 6) 

6.  unverändert 

zu verwenden. zu verwenden. 

(5) Die verbleibenden Mittel sind für gemeinnüt-
zige, kirchliche oder mildtätige Zwecke im 
Sinne der Abgabenordnung zu verwenden. 

(5) unverändert 

§ 8 
Sportförderung,  

Landesfeuerwehrverband,  
Friesenstiftung, Sinti und Roma 

§ 8 
Sportförderung,  

Landesfeuerwehrverband,  
Friesenstiftung, Sinti und Roma 

(1) Von dem in § 7 Absatz 4 Nummer 1 ge-
nannten Betrag sind durch das für Sport zu-
ständige Ministerium 90 % dem Landessport-
verband Schleswig-Holstein e.V. zur Förde-
rung des Sports zuzuwenden. Für die allge-
meine Förderung des außerschulischen Sports 
stehen 8 % und für die Förderung des außer-
unterrichtlichen Schulsports 2 % zur Verfü-
gung; über die Verwendung dieser Mittel befin-
den die zuständigen Ministerien. 

(1) Von dem in § 7 Absatz 4 Nummer 1 ge-
nannten Betrag sind durch das für Sport zu-
ständige Ministerium 10.000.000 Euro dem 
Landessportverband Schleswig-Holstein e.V. 
zur Förderung des Sports zur Verfügung zu 
stellen. Für die allgemeine Förderung des au-
ßerschulischen Sports stehen 800.000 Euro 
und für die Förderung des außerunterrichtli-
chen Schulsports 200.000 Euro zur Verfü-
gung; über die Verwendung dieser Mittel befin-
den die zuständigen Ministerien. Sofern die 
Mittel nach § 7 Absatz 4 Nummer 1 die Min-
destsumme von 11.000.000 Euro über-
schreiten, wird die Überschreitung nach 
dem Verteilungsmaßstab der Sätze 1 und 2 
aufgeteilt. 
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(2) Ziel der Sportförderung ist es, (2) unverändert 

1. die Arbeit der Sportvereine und -verbände 
zu sichern und sie in die Lage zu versetzen, 
ein landesweit flächendeckendes, vielfälti-
ges und sozialverträgliches Sportangebot 
zu gewährleisten, und 

 

2. für die Schulen in Kooperation mit Sportver-
einen und -verbänden schulsportbezogene 
Maßnahmen und Projekte sowie das außer-
unterrichtliche Sportangebot sicherzustel-
len. 

 

(3) Die Zuwendung an den Landessportver-
band Schleswig-Holstein e.V. ist insbesondere 
bestimmt für die Arbeit des Landessportver-
bandes, seiner Einrichtungen, Sportvereine, 
Kreissportverbände und der Sport-Fachver-
bände in den Bereichen des Leistungssports 
und des Breitensports. Gefördert werden kön-
nen auch Sportvereine, die ihren Sitz in 
Schleswig-Holstein haben, aber fachlich dem 
Hamburger Sportbund angegliedert sind. 

(3)  unverändert 

(4) Die Zuwendung an den Landesfeuerwehr-
verband ist insbesondere dafür bestimmt, das 
nötige Bewusstsein für ein Engagement in der 
Freiwilligen Feuerwehr zu wecken und die At-
traktivität der Nachwuchsorganisation Jugend-
feuerwehr zu erhalten. 

(4)  unverändert 

(5) Die nach § 7 Absatz 4 Nummer 5 der Frie-
senstiftung zufließenden Mittel dienen nach 
Maßgabe des jeweiligen Haushaltsgesetzes 
der Aufstockung des Stiftungsvermögens der 
Friesenstiftung oder als Mittel zur Erfüllung des 
Zwecks der Friesenstiftung gemäß § 2 des Er-
richtungsgesetzes Friesenstiftung. 

(5)  unverändert 

(6) Die Zuwendung an den Verband deutscher 
Sinti und Roma, Landesverband Schleswig-
Holstein ist insbesondere dafür bestimmt, die 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit über die 
deutschen Sinti und Roma zu sichern und eine 
vielfältige und niedrigschwellige soziale Bera-
tung für Sinti und Roma zu ermöglichen. 

(6)  unverändert 
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Abschnitt 3 
Lotterien mit geringerem  

Gefährdungspotential 

Abschnitt 3 
Lotterien mit geringerem  

Gefährdungspotential 

§ 9 
Erlaubnisverfahren 

§ 9 
Erlaubnisverfahren 

(1) Für die Veranstaltung und Vermittlung von 
Lotterien mit geringerem Gefährdungspotential 
in Schleswig-Holstein im Sinne des Dritten Ab-
schnitts des Glücksspielstaatsvertrages 2021 
soll eine Erlaubnis nach Maßgabe des § 9 Ab-
satz 4, §§ 12 bis 18 GlüStV 2021 erteilt wer-
den. 

 unverändert 

(2) Kleine Lotterien und Ausspielungen im 
Sinne des § 18 GlüStV 2021 können abwei-
chend von § 14 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 
§ 15 Absatz 1 Satz 3 GlüStV 2021 erlaubt wer-
den. 

 

(3) Für Lotterien mit geringerem Gefährdungs-
potential mit einem einheitlichen länderüber-
greifenden Spielplan wird die Erlaubnis gemäß 
§ 12 Absatz 3 GlüStV 2021 von der zentral zu-
ständigen Behörde mit Wirkung für das Land 
Schleswig-Holstein erteilt. 

 

§ 10 
Allgemeine Erlaubnis 

§ 10 
Allgemeine Erlaubnis 

(1) Das für Inneres zuständige Ministerium 
kann eine allgemeine Erlaubnis für Kleine Lot-
terien und Ausspielungen im Sinne des § 18 
GlüStV 2021 erteilen, wenn 

 unverändert 

1. diese sich nicht über das Gebiet eines Krei-
ses oder einer kreisfreien Stadt hinaus er-
streckt, 

 

2. die Summe der zu entrichtenden Entgelte 
den Betrag von 40.000 Euro nicht über-
steigt, 

 

3. der Losverkauf die Dauer von zwei Mona-
ten nicht übersteigt, 

 

4. der Spielplan einen Reinertrag und eine 
Gewinnsumme von mindestens einem 
Viertel der Summe der zu entrichtenden 
Entgelte vorsieht und 

 

5. der Reinertrag ausschließlich und unmittel-
bar für gemeinnützige, kirchliche oder mild-
tätige Zwecke verwendet wird. 
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(2) Die allgemeine Erlaubnis ist zu befristen. 
Die Pflicht zur Anzeige einer vorgesehenen 
Veranstaltung bei der für die Glücksspielauf-
sicht zuständigen Behörde kann in der allge-
meinen Erlaubnis angeordnet werden. 

 

§ 11 
Zuständigkeit 

§ 11 
Zuständigkeit 

(1) Zuständig für die Erteilung von Erlaubnis-
sen nach § 9 Absatz 1 sind 

 unverändert 

1. die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 
der amtsfreien Gemeinden sowie die Amts-
direktorinnen und Amtsdirektoren, in eh-
renamtlich verwalteten Ämtern die Amts-
vorsteherinnen und Amtsvorsteher, als ört-
liche Ordnungsbehörden für Lotterien, die 
sich nicht über ihr Gebiet hinaus erstre-
cken, 

 

2. die Landrätinnen und Landräte als Kreis-
ordnungsbehörden für Lotterien, die sich 
auf mehrere Ämter oder amtsfreie Gemein-
den ihres Kreisgebietes erstrecken, 

 

3. das für Inneres zuständige Ministerium als 
Landesordnungsbehörde für Lotterien, die 
sich auf mehrere Kreise oder kreisfreie 
Städte erstrecken. 

 

(2) Für die Erteilung der allgemeinen Erlaubnis 
nach § 10 ist das für Inneres zuständige Minis-
terium zuständig. 

 

Abschnitt 4  
Sportwetten 

Abschnitt 4  
Sportwetten 

§ 12 
Wettvermittlungsstellen 

§ 12 
Wettvermittlungsstellen 

Die stationäre Vermittlung von Sportwetten er-
folgt über eine Räumlichkeit, in der an Wett-
schaltern oder automatisierten Wettterminals 
die Gelegenheit zum Abschluss von Sportwet-
ten angeboten wird (Wettvermittlungsstelle). 
Die Wettvermittlung über mobile Vermittlungs-
stellen ist unzulässig. Vermittler einer Wettver-
mittlungsstelle ist die Person, die für die Ver-
mittlung der Sportwetten in der Räumlichkeit 
nach Satz 1 verantwortlich ist. Vermittler kann 
eine natürliche oder juristische Person sein. 

 unverändert 
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§ 13 
Erlaubnisverfahren  

der stationären  
Sportwettvermittlung 

§ 13 
Erlaubnisverfahren  

der stationären  
Sportwettvermittlung 

(1) Die Vermittlung von Sportwetten über statio-
näre Wettvermittlungsstellen bedarf neben ei-
ner Erlaubnis nach § 4a GlüStV 2021 einer Er-
laubnis nach § 4 Absatz 1 GlüStV 2021 für je-
den einzelnen Standort in Schleswig-Holstein. 

 unverändert 

(2) Die Erlaubnis für die stationäre Sportwett-
vermittlung soll erteilt werden, wenn 

 

1. Versagungsgründe nach § 4 Absatz 2 
GlüStV 2021 nicht entgegenstehen, 

 

2. der Vermittler die für den Spielbetrieb erfor-
derliche Zuverlässigkeit und Leistungsfä-
higkeit besitzt; bei juristischen Personen 
müssen die vertretungsbefugten Personen 
die Voraussetzungen der Zuverlässigkeit 
und Leistungsfähigkeit erfüllen, 

 

3. die Einhaltung  

a) der Jugendschutzanforderungen nach 
§ 4 Absatz 3 GlüStV 2021, 

 

b) der Werbebeschränkungen nach § 5 
GlüStV 2021, 

 

c) der Anforderungen an das Sozialkon-
zept nach § 6 GlüStV 2021, 

 

d) der Anforderungen an die Aufklärung 
über Suchtrisiken nach § 7 GlüStV 
2021, 

 

e) der Anforderungen an die Spielersperre 
nach den §§ 8 bis 8d und 23 GlüStV 
2021 sowie 

 

f) der Anforderungen an die Einrichtung 
eines Spielkontos nach § 14 

sichergestellt ist und 

 

4. Unzulässigkeitsgründe nach § 16 Absatz 1 
nicht entgegenstehen. 

 

Die Nachweise sind von dem Antragsteller 
durch Vorlage geeigneter Konzepte, Darstel-
lungen und Bescheinigungen zu führen; die Er-
laubnisbehörde ist nicht zu eigenen Ermittlun-
gen verpflichtet. 
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(3) Die Erlaubnis nach Absatz 2 ist entspre-
chend der Laufzeit der Veranstaltungserlaub-
nis zu befristen. Nach Ablauf der Befristung ist 
ein neuer Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis 
bei der zuständigen Behörde zu stellen. Er-
lischt die zu Grunde liegende Veranstaltungs-
erlaubnis, ohne dass dem Veranstalter in unmit-
telbarem zeitlichen Anschluss eine neue Er-
laubnis erteilt wird, erlischt auch die Erlaubnis 
für die stationäre Wettvermittlungsstelle. 

 

(4) In der Erlaubnis sind neben den Regelun-
gen nach § 9 Absatz 4 GlüStV 2021 insbeson-
dere festzulegen 

 

1. der Veranstalter und der Vermittler ein-
schließlich eingeschalteter dritter Perso-
nen,  

2. das veranstaltete oder vermittelte Glücks-
spiel und 

 

3. die Form und der Standort der Vermittlung.  

(5) Während der Laufzeit der Erlaubnis hat der 
Veranstalter für den Vermittler jede Änderung 
der für die Erteilung der Erlaubnis maßgebli-
chen Umstände der Erlaubnisbehörde unver-
züglich schriftlich anzuzeigen. Maßgebliche 
Umstände sind sämtliche Tatsachen, welche 
den Inhalt der im Antragsverfahren einzu-
reichenden Erklärungen und Nachweise betref-
fen. Die aktualisierten Erklärungen und Nach-
weise sind der Erlaubnisbehörde zusammen 
mit der Änderungsmitteilung vorzulegen. Die 
Erlaubnisbehörde kann weitere für die Prüfung 
erforderliche Informationen und Unterlagen an-
fordern. Die Veränderungen dürfen nur dann 
von der Erlaubnisbehörde als unbedenklich be-
stätigt oder nachträglich genehmigt werden, 
wenn unter den veränderten Umständen eine 
Erlaubnis für die Sportwettvermittlung erteilt 
werden könnte. 

 

§ 14 
Spielkonto in der stationären 

Sportwettvermittlung 

§ 14 
Spielkonto in der stationären 

Sportwettvermittlung 

(1) Der Veranstalter ist verpflichtet, in der stati-
onären Sportwettvermittlung für jede Spielerin 
und jeden Spieler ein anbieterbezogenes 
Spielkonto einzurichten. Eine Wettabgabe 
ohne Spielkonto ist unzulässig. Jede Spielerin 
und jeder Spieler darf nur ein Spielkonto bei 
demselben Veranstalter haben. Ist durch die 
Teilnahme am Internetangebot des Veranstal-

 unverändert 
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ters für eine Spielerin oder einen Spieler be-
reits ein Spielkonto eingerichtet worden, ist die-
ses Spielkonto zu verwenden. 

(2) Eine Übertragung von Guthaben zwischen 
verschiedenen Spielkonten ist unzulässig. 

 

(3) Spielerinnen und Spielern dürfen durch den 
Veranstalter, den Vermittler, deren Beschäf-
tigte oder durch von diesen beauftragten Dritten 
keine Darlehen gewährt werden (Kreditverbot). 

 

(4) Der Veranstalter muss der Spielerin oder 
dem Spieler den unmittelbaren Zugang zu An-
gaben über den Stand des Spielkontos, die 
Spielhistorie mit Einsätzen, Gewinnen und Ver-
lusten, Ein- und Auszahlungen und sonstige 
diesbezügliche Transaktionen ermöglichen. 
Dabei müssen die vollständigen Angaben aus 
allen gegebenenfalls bestehenden Unterkon-
ten enthalten sein. Der Spielerin oder dem 
Spieler sind nach jeder Authentifizierung be-
ziehungsweise jedem Log-In die Angaben ge-
mäß Satz 1 aus den jeweils vorangegangenen 
30 Tagen darzustellen. Eine Spielteilnahme 
kann erst nach ausdrücklich erklärter Kenntnis-
nahme der Angaben durch die Spielerin oder 
den Spieler erfolgen. Der Veranstalter muss 
auf Antrag der Spielerin oder des Spielers die 
in Satz 1 genannten Angaben für die vergange-
nen zwölf Monate zur Verfügung stellen. 

 

§ 15 
Zuständigkeit  

für die Erlaubniserteilung  
der stationären  

Sportwettvermittlung und  
Verordnungsermächtigung 

§ 15 
Zuständigkeit  

für die Erlaubniserteilung  
der stationären  

Sportwettvermittlung und  
Verordnungsermächtigung 

(1) Zuständig für die Erlaubniserteilung ist das 
für Inneres zuständige Ministerium. 

 unverändert 

(2) Das für Inneres zuständige Ministerium wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

 

1. Vorschriften zum Erlaubnisverfahren nach 
Absatz 1 zu erlassen, insbesondere zu 
Form, Umfang, Inhalt und Zahl der erfor-
derlichen Anträge, Nachweise und Be-
scheinigungen, zu den vorlagepflichtigen 
Beteiligten sowie zur Übermittlung und 
Auslage des Erlaubnisbescheides, sowie 

 

2. weitergehende Pflichten des Veranstalters 
und des Vermittlers zu regeln, insbeson-
dere zur Einrichtung der Technik, zum Aus-
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schluss von Minderjährigen, zur Identifizie-
rung und Authentifizierung von Spielerin-
nen und Spielern, zu Ein- und Auszahlun-
gen, zum Schutz von Spielerinnen und 
Spielern, zu Schulungen des Personals in 
Wettvermittlungsstellen sowie zu Mittei-
lungs- und Mitwirkungspflichten. 

§ 16 
Voraussetzungen  
für die stationäre  

Sportwettvermittlung 

§ 16 
Voraussetzungen  
für die stationäre  

Sportwettvermittlung 

(1) Unzulässig ist die stationäre Vermittlung 
von Sportwetten in Räumlichkeiten, 

 unverändert 

1. in denen der Ausschank, Konsum oder 
Verkauf von alkoholhaltigen Getränken 
stattfindet, 

 

2. die sich in einem Gebäude oder Gebäude-
komplex befinden, in dem eine Spielhalle o-
der Spielbank betrieben wird, 

 

3. in denen Geldspielgeräte im Sinne des 
§ 33c Absatz 1 der Gewerbeordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. 
Februar 1999 (BGBl. I S. 202), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
18. Januar 2021 (BGBl. I S. 2), aufgestellt 
werden, 

 

4. bei denen keine vollständige bauliche 
Trennung zu angrenzenden Räumlichkei-
ten, in denen ein Angebot nach Nummer 1 
oder Nummer 3 vorgehalten wird, besteht, 

 

5. in denen keine ständige Anwesenheit des 
Vermittlers oder des geschulten Personals 
vor Ort gewährleistet ist und 

 

6. zu denen Minderjährigen der Zutritt gestat-
tet ist. 

 

(2) Bei der stationären Vermittlung von Sport-
wetten ist ein Mindestabstand zwischen der 
Wettvermittlungsstelle und bestehenden Bil-
dungseinrichtungen für Kinder und Jugendli-
che, Einrichtungen der Jugendarbeit sowie 
Suchtberatungs- und Suchtbehandlungsstät-
ten zu wahren. Die Größe und Berechnung des 
einzuhaltenden Abstandes ist durch Rechts-
verordnung des für Inneres zuständigen Minis-
teriums im Einvernehmen mit dem für Gesund-
heit und Jugend zuständigen Ministerium zu 
regeln. 
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(3) Für die Vermittlung von Sportwetten über 
Wettvermittlungsstellen ist der Einsatz einer 
Kundenkarte verpflichtend. Die Kundenkarte ist 
vom Vermittler an die Spielerin oder den Spie-
ler nach erfolgreicher Registrierung auszuge-
ben. Der Abschluss von Sportwetten, der Zu-
griff auf das Spielkonto sowie Ein- und Auszah-
lungen dürfen erst nach dem Einlesen der Kun-
denkarte und der Eingabe einer PIN ermöglicht 
werden. Weitere Anforderungen an den Ablauf 
der Registrierung, die Kundenkarte und deren 
Verwendung kann das für Inneres zuständige 
Ministerium durch Rechtsverordnung regeln. 

 

 
§ 16a 

Sportwettvermittlung in  
Annahmestellen 

 (1) Abweichend von § 21a Absatz 2 GlüStV 
2021 dürfen bis zum 30. Juni 2024 Ergebnis-
wetten auch in Annahmestellen, die in die 
Vertriebsorganisation von Veranstaltern 
nach § 10 Absatz 2 GlüStV 2021 eingeglie-
dert sind, vermittelt werden. Wetten wäh-
rend des laufenden Sportereignisses sind 
gemäß § 29 Absatz 6 GlüStV 2021 unzuläs-
sig. Die Wettvermittlung darf nur im Neben-
geschäft erfolgen. In Annahmestellen mit 
Wettvermittlung dürfen 

 1.  alkoholische Getränke zum Verzehr an 
Ort und Stelle weder abgegeben noch 
ihr Konsum in sonstiger Weise zugelas-
sen werden, 

 2.  Geldspielgeräte im Sinne des § 33c Ab-
satz 1 der Gewerbeordnung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 22. 
Februar 1999 (BGBl. I S.202), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 15 des Gesetzes 
vom 22. November 2019 (BGBl. I.S. 
1746) nicht aufgestellt werden, 

 3.  Sportereignisse nicht übertragen wer-
den und  

 4.  Automaten zur Abgabe von Wetten 
(Wettterminals) nicht aufgestellt wer-
den.  

 Die ständige Anwesenheit des Vermittlers 
oder des geschulten Personals vor Ort 
muss gewährleistet sein. Art und Umfang 
der äußeren Gestaltung der Annahmestel-
len müssen der untergeordneten Bedeu-
tung des Sportwettangebotes entsprechen.  
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 (2) Die Vorschriften der §§ 13 Absatz 1, Ab-
satz 2 Satz 1 Nummern 1 bis 3, Satz 2, Ab-
sätze 3 bis 5, 14 und 15, sowie 16 Absatz 3 
finden entsprechende Anwendung. 

Abschnitt 5  
Online-Casinospiele 

Abschnitt 5  
Online-Casinospiele 

§ 17  
Konzessionserteilung 

§ 17  
Konzessionserteilung 

(1) Die Konzessionen für Online-Casinospiele 
nach § 22c Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 GlüStV 
2021 werden in einem transparenten und dis-
kriminierungsfreien Konzessionsvergabever-
fahren auf Grund einer Ausschreibung des für 
Inneres zuständigen Ministeriums erteilt. Für 
die Ausgestaltung des Vergabeverfahrens gel-
ten die Vorschriften des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 26. Juni 2013 (BGBl. I 
S. 1750, ber. S. 3245), zuletzt geändert durch 
Artikel 5 Absatz 3 des Gesetzes vom 9. März 
2021 (BGBl. I S. 327), und der Konzessionsver-
gabeverordnung vom 12. April 2016 (BGBl. I 
S. 624, 683), zuletzt geändert durch Artikel 6 
des Gesetzes vom 10. Juli 2018 (BGBl. I S. 
1117). Die Konzessionen sind auf höchstens 
fünfzehn Jahre zu befristen. 

(1) Die Konzessionen für Online-Casinospiele 
nach § 22c Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 GlüStV 
2021 werden als Erlaubnisbescheide 

1. an eine juristische Person des öffentli-
chen Rechts oder eine privatrechtliche 
Gesellschaft, an der das Land Schles-
wig-Holstein unmittelbar oder mittelbar 
maßgeblich beteiligt ist,  

2. an bis zu vier Bewerber in einem trans-
parenten und diskriminierungsfreien 
Verwaltungsverfahren auf Grund einer 
Ausschreibung des für Inneres zustän-
digen Ministeriums  

erteilt. Die Konzessionen sind auf höchstens 
fünfzehn Jahre zu befristen. Die Erteilung der 
Konzessionen ist gebührenpflichtig. 

(2) Zuständig für die Erteilung von Konzessio-
nen für Online-Casinospiele ist das für Inneres 
zuständige Ministerium (Konzessionsgeber). 
Im Rahmen eines Konzessionsverfahrens sind 
die Bewerber verpflichtet, auf Verlangen des 
Ministeriums alle von ihnen angeforderten Un-
terlagen, die zur Entscheidung über einen Kon-
zessionsantrag erforderlich sind, einzureichen. 

(2) Zuständig für die Erteilung von Konzessio-
nen für Online-Casinospiele ist das für Inneres 
zuständige Ministerium (Konzessionsgeber). 
Die Bewerber sind verpflichtet, auf Verlangen 
des Ministeriums alle von ihnen angeforderten 
Unterlagen, die zur Entscheidung über einen 
Konzessionsantrag erforderlich sind, einzu-
reichen. 

(3) Der Konzessionsinhaber ist verpflichtet, 
den Geschäftsbetrieb zur Veranstaltung von 
Online-Casinospielen zu dem vorgesehenen 
Zeitpunkt aufzunehmen und während der Gel-
tungsdauer der Konzession aufrechtzuerhal-
ten. 

(3) Der Konzessionsinhaber unterliegt keiner 
Betriebspflicht. Der Konzessionsgeber ist 
zur Sicherstellung eines angemessenen 
Angebotes an Online-Casinospielen, zum 
Widerruf der Konzessionen nach § 18 und 
zur Erteilung neuer Konzessionen nach Ab-
satz 1 berechtigt. 

(4) Eine Konzession darf nur erteilt werden, 
wenn 

(4) Eine Konzession darf nur erteilt werden, 
wenn 

1. die Ziele des § 1 des GlüStV 2021 nicht 
entgegenstehen, 

1.  unverändert 

2. die Einhaltung der sich unmittelbar aus dem 
GlüStV 2021 ergebenden Anforderungen 

2.   unverändert 
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an den Betrieb von Online-Casinospielen 
sichergestellt ist, 

3. durch die Errichtung und den Betrieb der 
Online-Casinos die öffentliche Sicherheit 
nicht gefährdet wird, 

3.   unverändert 

4. die Inhaber- und Beteiligungsverhältnisse 
des Bewerbers vollständig offengelegt 
sind; bei Personengesellschaften sind die 
Identität und die Anschriften aller Gesell-
schafterinnen und Gesellschafter, Anteils-
eignerinnen und Anteilseigner oder sonsti-
gen Kapitalgeberinnen und Kapitalgeber 
und bei juristischen Personen des Privat-
rechts von solchen, die mehr als 5 % des 
Grundkapitals halten oder mehr als 5 % der 
Stimmrechte ausüben, sowie generell alle 
Treuhandverhältnisse anzugeben, 

4.   unverändert 

5. die Geschäftsführung des Bewerbers, alle 
weiteren vertretungsbefugten Personen 
und die Personen, die von dem Bewerber 
in verantwortlicher Position zur Leitung des 
Online-Casinospiels entsprechend § 3 Ab-
satz 1a Satz 2 zweite Alternative GlüStV 
2021 eingesetzt werden, die für die Veran-
staltung öffentlicher Glücksspiele erforder-
liche Zuverlässigkeit im Sinne des Absat-
zes 6 Satz 1 und 2 und Sachkunde besitzen 
und die Gewähr dafür bieten, dass die Ver-
anstaltung ordnungsgemäß und für die 
Spielerinnen und Spieler sowie die Erlaub-
nisbehörde nachvollziehbar durchgeführt 
wird, 

5. die Geschäftsführung des Bewerbers, alle 
weiteren vertretungsbefugten Personen 
und die Personen, die von dem Bewerber 
in verantwortlicher Position zur Leitung des 
Online-Casinospiels entsprechend § 3 Ab-
satz 1a Satz 2 zweite Alternative GlüStV 
2021 eingesetzt werden, die für die Veran-
staltung öffentlicher Glücksspiele erforder-
liche Zuverlässigkeit im Sinne des Absat-
zes 7 und durch Sachkunde die Gewähr 
dafür bieten, dass die Veranstaltung ord-
nungsgemäß und für die Spielerinnen und 
Spieler sowie die Erlaubnisbehörde nach-
vollziehbar durchgeführt wird, 

6. der Bewerber einen Sitz in einem Mitglied-
staat der Europäischen Union oder einem 
Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum hat, 

6.   unverändert 

7. der Bewerber, sofern er über keinen Sitz im 
Inland verfügt, der zuständigen Behörde 
eine Empfangs- und Vertretungsbevoll-
mächtigte oder einen Empfangs- und Ver-
tretungsbevollmächtigten im Inland be-
nennt, die oder der die Zuverlässigkeit im 
Sinne des Absatzes 6 Satz 1 und 2 besitzt, 

7.   unverändert 

8. weder der Bewerber selbst noch ein mit 
ihm verbundenes Unternehmen noch eine 
den Bewerber beherrschende Person noch 
eine von der den Bewerber beherrschen-
den Person beherrschte Person unerlaubte 
Glücksspiele veranstaltet oder vermittelt, 

8.   unverändert 
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9. der Bewerber die erforderliche Leistungsfä-
higkeit im Sinne des Absatzes 6 Satz 4 be-
sitzt, 

9. der Bewerber die erforderliche Leistungsfä-
higkeit im Sinne des Absatzes 8 besitzt, 

10. der Bewerber zur Sicherstellung von Aus-
zahlungsansprüchen der Spielerinnen und 
Spieler und von staatlichen Zahlungsan-
sprüchen eine Sicherheitsleistung in Form 
einer unbefristeten selbstschuldnerischen 
Bankbürgschaft eines Kreditinstituts mit 
Sitz in der Europäischen Union oder in ei-
nem Vertragsstaat des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum er-
bringt, 

10.  unverändert 

11. der Online-Casinospielbetrieb ordnungs-
gemäß erfolgt, insbesondere alle am Spiel-
ablauf beteiligten IT-Komponenten und die 
technische Überwachung einen ordnungs-
gemäßen Spielverlauf gewährleisten; bei 
örtlichen Spielstätten zur Live-Übertragung 
von Online-Casinospielen nach § 3 Ab-
satz 1a Satz 2 zweite Alternative GlüStV 
2021 umfasst dies zusätzlich die einge-
setzten Spielgeräte und Spieltische sowie 
etwaige elektronische Komponenten, 

11.  unverändert 

12. sich der Bewerber verpflichtet, die örtliche 
Spielstätte zur Live-Übertragung von On-
line-Casinospielen nach § 3 Absatz 1a 
Satz 2 zweite Alternative GlüStV 2021 ein-
schließlich aller eingesetzten Spielgeräte 
und Spieltische ausschließlich auf dem Ge-
biet des Landes Schleswig-Holstein zu er-
richten und zu betreiben und 

12. sich der Bewerber verpflichtet, die örtliche 
Spielstätte zur Live-Übertragung von On-
line-Casinospielen nach § 3 Absatz 1a 
Satz 2 zweite Alternative GlüStV 2021 ein-
schließlich aller eingesetzten Spielgeräte 
und Spieltische ausschließlich auf dem Ge-
biet der Bundesrepublik Deutschland zu 
errichten und zu betreiben und 

13. der Online-Casinospielbetrieb für die Spie-
lerinnen und Spieler sowie die Aufsichtsbe-
hörden nachvollziehbar durchgeführt wird 
sowie umfassend überprüft werden kann 
und ein wirtschaftlicher Betrieb der Online-
Casinos gewährleistet ist. 

13. der Online-Casinospielbetrieb für die Spie-
lerinnen und Spieler sowie die Aufsichtsbe-
hörden nachvollziehbar durchgeführt wird 
sowie umfassend überprüft werden kann. 

Der Konzessionsgeber kann im Rahmen des 
Verfahrens zur Erteilung von Konzessionen für 
Online-Casinospiele die Anforderungen und 
Kriterien nach Satz 1 konkretisieren sowie wei-
tergehende Anforderungen und Kriterien fest-
legen. Dies gilt insbesondere für Maßnahmen 
zur Schaffung eines Ausgleichs für die im Ver-
gleich zu Spielbanken höhere Verfügbarkeit 
der Online-Casinospiele, wie beispielweise 
eine im Vergleich zu Spielbanken deutlich strik-
tere Begrenzung der Einsätze je Spiel und das 
Vorsehen einer Mindestspieldauer. 

Der Konzessionsgeber kann im Rahmen des 
Verfahrens zur Erteilung von Konzessionen für 
Online-Casinospiele die Anforderungen und 
Kriterien konkretisieren sowie weitergehende 
Anforderungen und Kriterien festlegen. 
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 (5) Die Auswahl unter mehreren Bewerbern, 
die auf Grund ihrer Zuverlässigkeit (Ab-
satz 7), Sachkunde (Absatz 4 Nummer 5) 
und Leistungsfähigkeit (Absatz 8) geeignet 
sind, erfolgt danach, wessen Bewerbung 
nach Beurteilung der zuständigen Behörde 
für die vorgesehene Laufzeit der Konzes-
sion die höchste Gewähr für die Verwirkli-
chung der Ziele des § 1 Satz 1 GlüStV 2021 
bietet. Unter gleichwertigen Bewerbungen 
kann durch Los entschieden werden. Wi-
derspruch und Klage gegen die Auswahl-
entscheidung nach den Sätzen 1 und 2 ha-
ben keine aufschiebende Wirkung. 

(5) Die Gewährung von Boni und Rabatten an 
Kundinnen und Kunden ist gesondert zu bean-
tragen und bedarf der Erlaubnis durch den 
Konzessionsgeber. 

(6) Die Gewährung von Boni und Rabatten an 
Kundinnen und Kunden ist gesondert zu bean-
tragen und bedarf der Erlaubnis durch den 
Konzessionsgeber. 

(6) Die erforderliche Zuverlässigkeit im Sinne 
des Absatzes 4 Satz 1 Nummer 5 und 6 besitzt 
nicht, wer in den letzten drei Jahren vor Ertei-
lung der Konzession wegen eines Verbre-
chens, wegen Diebstahls, Unterschlagung, Er-
pressung, Hehlerei, Betrug, Untreue, unerlaub-
ter Veranstaltung eines Glücksspiels, Beteili-
gung am unerlaubten Glücksspiel oder wegen 
Vergehens nach § 6 des Jugendschutzgeset-
zes vom 23. Juli 2002 (BGBl. I S. 2730), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 23. 
Oktober 2020 (BGBl. I S. 2229), oder ver-
gleichbarer Delikte, auch außerhalb der Bun-
desrepublik, rechtskräftig verurteilt worden ist. 
Die erforderliche Zuverlässigkeit besitzt eben-
falls die- oder derjenige nicht, gegen die oder 
den ein Insolvenzverfahren, ein Verfahren zur 
Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung, 
wegen leichtfertiger Steuerverkürzung oder 
Steuerhinterziehung oder ein vergleichbares 
Verfahren, auch außerhalb der Bundesrepub-
lik, geführt wird oder in den letzten drei Jahren 
geführt worden ist. Dem stehen Verfahren ge-
gen alle von ihr oder ihm jemals geleiteten Un-
ternehmen gleich. Die erforderliche Leistungs-
fähigkeit im Sinne des Absatzes 4 Satz 1 Num-
mer 9 ist gegeben, wenn der Bewerber über ge-
nügend Eigenmittel für eine dauerhafte Ge-
schäftstätigkeit verfügt und zugleich die Ge-
währ für ein einwandfreies Geschäftsverhalten 
bietet, die Wirtschaftlichkeit des beabsichtigten 
Glücksspielangebots unter Berücksichtigung 
der Abgaben dargelegt ist, die erforderlichen 
Sicherheitsleistungen vorbereitet und die zum 
weitergehenden Schutz der Spielerinnen und 

(7) Die erforderliche Zuverlässigkeit im Sinne 
des Absatzes 4 Satz 1 Nummer 5 besitzt nicht, 
wer in den letzten drei Jahren vor Erteilung der 
Konzession wegen eines Verbrechens, wegen 
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung, 
wegen Diebstahls, Unterschlagung, Erpres-
sung, Hehlerei, Betrug, Untreue, unerlaubter 
Veranstaltung eines Glücksspiels, Beteiligung 
am unerlaubten Glücksspiel oder wegen Ver-
gehens nach § 6 des Jugendschutzgesetzes 
vom 23. Juli 2002 (BGBl. I S. 2730), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 23. 
Oktober 2020 (BGBl. I S. 2229), oder ver-
gleichbarer Delikte, auch außerhalb der Bun-
desrepublik, rechtskräftig verurteilt worden ist. 
Die erforderliche Zuverlässigkeit besitzt eben-
falls die- oder derjenige nicht, gegen die oder 
den ein Insolvenzverfahren, ein Verfahren zur 
Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung, 
wegen leichtfertiger Steuerverkürzung oder 
Steuerhinterziehung oder ein vergleichbares 
Verfahren, auch außerhalb der Bundesrepub-
lik, geführt wird oder in den letzten drei Jahren 
geführt worden ist. Dem stehen Verfahren ge-
gen alle von ihr oder ihm jemals geleiteten Un-
ternehmen gleich. 
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Spieler notwendigen Versicherungen abge-
schlossen sind. Die Art und die Höhe der Si-
cherheitsleistung im Sinne des Absatzes 4 
Satz 1 Nummer 10 werden durch den Konzes-
sionsgeber im Rahmen des Konzessionsertei-
lungsverfahrens bestimmt. 

 (8) Die erforderliche Leistungsfähigkeit im 
Sinne des Absatzes 4 Satz 1 Nummer 9 ist 
gegeben, wenn der Bewerber über genü-
gend Eigenmittel für eine dauerhafte Ge-
schäftstätigkeit verfügt und zugleich die 
Gewähr für ein einwandfreies Geschäfts-
verhalten bietet, die erforderlichen Sicher-
heitsleistungen vorbereitet und die zum 
weitergehenden Schutz der Spielerinnen 
und Spieler notwendigen Versicherungen 
abgeschlossen sind. Die Art und die Höhe 
der Sicherheitsleistung im Sinne des Absat-
zes 4 Satz 1 Nummer 10 werden durch den 
Konzessionsgeber im Rahmen des Konzes-
sionserteilungsverfahrens bestimmt. 

(7) Jede Änderung der für die Erteilung der Kon-
zession maßgeblichen Umstände während der 
Konzessionslaufzeit ist der für die Glücks-
spielaufsicht zuständigen Behörde unverzüg-
lich schriftlich anzuzeigen. Maßgebliche Um-
stände sind sämtliche Tatsachen, welche den 
Inhalt der im Antragsverfahren einzureichen-
den Erklärungen und Nachweise betreffen. 
Dies gilt insbesondere für: 

(9) Jede Änderung der für die Erteilung der 
Konzession maßgeblichen Umstände während 
der Konzessionslaufzeit ist der für die Glücks-
spielaufsicht zuständigen Behörde unverzüg-
lich schriftlich anzuzeigen. Maßgebliche Um-
stände sind sämtliche Tatsachen, welche den 
Inhalt der im Antragsverfahren einzureichen-
den Erklärungen und Nachweise betreffen. 
Dies gilt insbesondere für: 

1. Umstände, die für die Zuverlässigkeit, die 
fachliche Eignung sowie für die Leistungs-
fähigkeit maßgeblich sind, 

1. Umstände, die für die Zuverlässigkeit, die 
Sachkunde sowie für die Leistungsfähig-
keit maßgeblich sind, 

2. beabsichtigte oder erfolgte Veränderungen 
der unmittelbaren und mittelbaren Beteili-
gungen an dem Konzessionsinhaber, be-
absichtigte Änderungen der Mitglieder des 
Geschäftsführungsorgans des Konzessi-
onsinhabers oder der Personen, die von 
dem Konzessionsinhaber in verantwortli-
cher Position zur Leitung des Online-Casi-
nospiels entsprechend§ 3 Absatz 1a 
Satz 2 zweite Alternative GlüStV 2021 ein-
gesetzt sind, 

2.   unverändert 

3. beabsichtigte Änderungen der Mitglieder 
des Geschäftsführungsorgans des Kon-
zessionsinhabers oder der Personen, die 
von dem Konzessionsinhaber in verant-
wortlicher Position zur Leitung des Online-
Casinospiels entsprechend § 3 Absatz 1a 

3.   unverändert 
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Satz 2 zweite Alternative GlüStV 2021 ein-
gesetzt sind, 

4. beabsichtigte Änderungen der Gesell-
schaftsform oder der Gesellschafterzusam-
mensetzung, Umwandlungen nach dem 
Umwandlungsgesetz, die vollständige oder 
teilweise Veräußerung des das Online-
Casinospiel betreibenden Unternehmens, 
Vermögensübertragungen, die Einfluss auf 
die Struktur des Konzessionsinhabers ha-
ben, sowie die Einräumung einer stillen Be-
teiligung oder einer Unterbeteiligung jegli-
cher Art, und 

4.  unverändert 

5. Umstände, die unter § 18 Absatz 1 oder 
Absatz 2 Nummer 1, 2 oder 3 fallen. 

5.   unverändert 

Änderungen betreffend Beteiligungen oder Ge-
sellschafterzusammensetzungen bei juristi-
schen Personen des Privatrechts sind nur an-
zuzeigen, wenn diejenigen mehr als 5 % des 
Grundkapitals halten oder mehr als 5 % der 
Stimmrechte ausüben. Die aktualisierten Erklä-
rungen und Nachweise sind der Aufsichtsbe-
hörde zusammen mit der Änderungsmitteilung 
vorzulegen. Die Aufsichtsbehörde kann weitere 
für die Prüfung erforderliche Informationen und 
Unterlagen anfordern. Die Veränderungen dür-
fen nur dann von der Aufsichtsbehörde als un-
bedenklich bestätigt oder nachträglich geneh-
migt werden, wenn unter den veränderten Um-
ständen eine Konzession für Online-Casino-
spiele erteilt werden könnte. Die Verpflichtun-
gen aus Satz 1, 3 und 5 gelten entsprechend 
für den Zeitraum zwischen Antragstellung und 
Konzessionsvergabe. 

Änderungen betreffend Beteiligungen oder Ge-
sellschafterzusammensetzungen bei juristi-
schen Personen des Privatrechts sind nur an-
zuzeigen, wenn diejenigen mehr als 5 % des 
Grundkapitals halten oder mehr als 5 % der 
Stimmrechte ausüben. Die aktualisierten Erklä-
rungen und Nachweise sind der Aufsichtsbe-
hörde zusammen mit der Änderungsmitteilung 
vorzulegen. Die Aufsichtsbehörde kann weitere 
für die Prüfung erforderliche Informationen und 
Unterlagen anfordern. Die Veränderungen dür-
fen nur dann von der Aufsichtsbehörde als un-
bedenklich bestätigt oder nachträglich geneh-
migt werden, wenn unter den veränderten Um-
ständen eine Konzession für Online-Casino-
spiele erteilt werden könnte. Die Verpflichtun-
gen aus Satz 1, 3 und 5 gelten entsprechend 
für den Zeitraum zwischen Antragstellung und 
Konzessionsvergabe. 

(8) Zur Sicherstellung der in Absatz 4 Satz 1 
genannten Anforderungen kann die Konzes-
sion Inhalts- und Nebenbestimmungen enthal-
ten, insbesondere zu 

(10) Zur Sicherstellung der in Absatz 4 Satz 1 
genannten Anforderungen kann die Konzes-
sion Inhalts- und Nebenbestimmungen enthal-
ten, insbesondere zu 

1. den Anforderungen an alle am Spielablauf 
beteiligten IT-Komponenten bei virtuellen 
Nachbildungen, 

1.   unverändert 

2. den Anforderungen an die Bauart, an etwa-
ige elektronische Komponenten eingesetz-
ter mechanischer und elektronischer Spiel-
geräte und Spieltische, an alle am Spielab-
lauf beteiligten IT-Komponenten, an die 
technische Überwachung sowie an den 
Spielbetrieb in den örtlichen Spielstätten 
zur Live-Übertragung, 

2.   unverändert 
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3. allgemeinen Anforderungen zu Art und 
Umfang des Glücksspielangebotes ein-
schließlich der hierfür erforderlichen Spiel-
regeln und Teilnahmebedingungen sowie 
der Ausgestaltung des Spielablaufs, 

3.   unverändert 

4. einer Begrenzung des Glücksspielange-
bots auf konkrete Spiele und Zustim-
mungserfordernissen zu bildlichen Darstel-
lungen der genehmigten Glücksspielange-
bote, 

4.   unverändert 

5. der Aufklärungspflicht über Auszahlungs-
quoten, die Suchtrisiken der angebotenen 
Glücksspiele sowie die Möglichkeiten der 
Beratung und Therapie zur Glücksspiel-
sucht, 

5.   unverändert 

6. den Anforderungen an die Ausgestaltung 
der Werbung, 

6.   unverändert 

7. allgemeinen Sicherheitsvorkehrungen, ein-
schließlich technischer Überwachungs-
maßnahmen zur Sicherstellung des ord-
nungsgemäßen Spielablaufs, zur Erfas-
sung des Bruttospielertrags und gegebe-
nenfalls der Tronceinnahmen und zum 
Schutz der Spielerinnen und Spieler, Kon-
trollmechanismen zur Erkennung mögli-
cher Manipulationen der Spielgeräte und 
Spieltische einschließlich etwaiger elektro-
nischer Komponenten und aller am Spiel-
ablauf beteiligten IT-Komponenten, 

7.   unverändert 

8. Pflichten gegenüber der Steuerverwaltung, 
dem Konzessionsgeber, der Glücks-
spielaufsicht, und der Finanzaufsicht, 

8.   unverändert 

9. der Auswahl, der Qualifikation und der 
Schulung des mit dem Spielbetrieb in örtli-
chen Spielstätten betrauten Personals ein-
schließlich der Personen, die von dem 
Konzessionsinhaber in verantwortlicher 
Position zur Leitung des Online-Casino-
spiels entsprechend § 3 Absatz 1a Satz 2 
zweite Alternative GlüStV 2021 eingesetzt 
worden sind, insbesondere, dass sie der 
deutschen Sprache mächtig sein müssen. 

9.   unverändert 

Zur Sicherung des ordnungsrechtlich einwand-
freien Online-Casinospielbetriebs können die 
Inhalts- und Nebenbestimmungen während der 
Konzessionslaufzeit ergänzt oder geändert 
werden. 

Der Konzessionsgeber kann in den Inhalts- 
und Nebenbestimmungen insbesondere 
auch Maßnahmen zur Schaffung eines Aus-
gleichs für die im Vergleich zu Spielbanken 
höhere Verfügbarkeit der Online-Casino-
spiele, wie beispielweise eine im Vergleich 
zu Spielbanken deutlich striktere Begren-
zung der Einsätze je Spiel und das Vorse-
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hen einer Mindestspieldauer treffen. Zur Si-
cherung des ordnungsrechtlich einwandfreien 
Online-Casinospielbetriebs können die Inhalts- 
und Nebenbestimmungen während der Kon-
zessionslaufzeit ergänzt oder geändert wer-
den. 

§ 18 
Widerruf der Konzession 

§ 18 
Widerruf der Konzession 

(1) Die Konzession soll von der für die Glücks-
spielaufsicht zuständigen Behörde widerrufen 
werden, wenn die Geschäftsführung des Kon-
zessionsinhabers oder eine weitere vertre-
tungsbefugte Person die erforderliche Zuver-
lässigkeit oder die fachliche Eignung nicht 
mehr aufweist oder wenn der Konzessionsin-
haber seine Leistungsfähigkeit verloren hat. 
Das Gleiche gilt, wenn der Konzessionsinha-
ber über wesentliche, für die Konzessionierung 
maßgebliche, Tatsachen getäuscht oder Aus-
künfte zurückgehalten hat. Von einem Widerruf 
nach den Sätzen 1 und 2 soll nur dann abge-
sehen werden, wenn dies aus zwingenden 
Gründen öffentlicher Interessen geboten ist o-
der ein Widerruf unverhältnismäßig wäre. 

(1) Die Konzession soll von der für die Glücks-
spielaufsicht zuständigen Behörde widerrufen 
werden, wenn die Geschäftsführung des Kon-
zessionsinhabers oder eine weitere vertre-
tungsbefugte Person die erforderliche Zuver-
lässigkeit oder die Sachkunde nicht mehr auf-
weist oder wenn der Konzessionsinhaber 
seine Leistungsfähigkeit verloren hat. Das 
Gleiche gilt, wenn der Konzessionsinhaber 
über wesentliche, für die Konzessionierung 
maßgebliche, Tatsachen getäuscht oder Aus-
künfte zurückgehalten hat. Von einem Widerruf 
nach den Sätzen 1 und 2 soll nur dann abge-
sehen werden, wenn dies aus zwingenden 
Gründen öffentlicher Interessen geboten ist o-
der ein Widerruf unverhältnismäßig wäre. 

(2) Die Konzession kann von der für die 
Glücksspielaufsicht zuständigen Behörde wi-
derrufen werden; insbesondere wenn 

(2) Die Konzession kann von der für die 
Glücksspielaufsicht zuständigen Behörde wi-
derrufen werden; insbesondere wenn 

1. der Konzessionsinhaber den Verpflichtun-
gen zur Zahlung von Steuern, Abgaben o-
der Beiträgen zur Sozialversicherung nicht 
nachgekommen ist und dies durch eine 
rechtskräftige Gerichts- oder bestandskräf-
tige Verwaltungsentscheidung festgestellt 
wurde, 

1.  unverändert 

2. eine Person, die von dem Konzessionsin-
haber in verantwortlicher Position zur Lei-
tung des Online-Casinospiels entspre-
chend § 3 Absatz 1a Satz 2 zweite Alterna-
tive GlüStV 2021 eingesetzt wird, die erfor-
derliche Zuverlässigkeit oder die fachliche 
Eignung verloren hat, 

2.  eine Person, die von dem Konzessionsin-
haber in verantwortlicher Position zur Lei-
tung des Online-Casinospiels entspre-
chend § 3 Absatz 1a Satz 2 zweite Alterna-
tive GlüStV 2021 eingesetzt wird, die erfor-
derliche Zuverlässigkeit oder die Sach-
kunde verloren hat, 

3. der Konzessionsinhaber gegen die Be-
triebspflicht aus § 17 Absatz 3 verstößt, 

3. der Konzessionsinhaber von der Erlaub-
nis mehr als drei Monate ohne Zustim-
mung der Aufsicht keinen Gebrauch 
macht, 

4. die Gründe des Absatzes 1 oder der Num-
mern 1 bis 4 bei einem mit dem Konzessi-
onsinhaber verbundenen Unternehmen im 
Sinne des Aktiengesetzes vorliegen, 

4.  unverändert 
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5. der Konzessionsinhaber trotz behördlicher 
Aufforderung seinen Verpflichtungen nach 
§ 17 Absatz 6 und 7 nicht nachkommt, 

5. der Konzessionsinhaber trotz behördlicher 
Aufforderung seinen Verpflichtungen nach 
§ 17 Absatz 9 nicht nachkommt, 

6. der Konzessionsinhaber eine andere An-
forderung der Konzession nicht erfüllt hat 
oder 

6.   unverändert 

7. sich ein für die Erteilung der Konzession 
maßgeblicher Umstand während der Kon-
zessionslaufzeit geändert hat und die Kon-
zession unter diesem Umstand nicht erteilt 
worden wäre. 

7.   unverändert 

§ 19 
Rechtsverordnung 

§ 19 
Rechtsverordnung 

6Das für Inneres zuständige Ministerium kann, 
insbesondere zur kohärenten und systemge-
rechten Ausgestaltung der Regulierung von 
Online-Casinospielen, durch Rechtsverord-
nung nähere Bestimmungen hinsichtlich des 
Spielbetriebes, des Geschäftsbetriebes und 
des Überwachungsverfahrens durch die Auf-
sichtsbehörde erlassen; insbesondere zu 

Das für Inneres zuständige Ministerium kann, 
insbesondere zur kohärenten und systemge-
rechten Ausgestaltung der Regulierung von 
Online-Casinospielen, durch Rechtsverord-
nung nähere Bestimmungen hinsichtlich des 
Konzessionserteilungsverfahrens, des 
Spielbetriebes, des Geschäftsbetriebes und 
des Überwachungsverfahrens durch die Auf-
sichtsbehörde erlassen; insbesondere zu 

1. Pflichten der Konzessionsinhaber gegen-
über dem Konzessionsgeber, 

1.  unverändert 

2. Prüfungs-, Informations- und Zutrittsrechte 
des Konzessionsgebers, 

2.   unverändert 

3. Art, Umfang, Zeitpunkt und Form der erfor-
derlichen Unterlagen und Nachweise zu 
Nummer 1 und 2, 

3.   unverändert 

4. technischen Sicherheitsvorkehrungen der 
Konzessionsinhaber zur Betrugspräven-
tion, 

4.   unverändert 

5. weiteren Anforderungen an die Belegen-
heit und die Ausstattung der Räumlichkei-
ten der örtlichen Spielstätten zur Live-
Übertragung sowie an das dort eingesetzte 
Personal, 

5.   unverändert 

6. weiteren Maßnahmen zum Schutz der 
Spielerinnen und Spieler, 

6.   unverändert 

7. dem Verfahren bei Verstößen des Konzes-
sionsinhabers gegen Bestimmungen der 
Konzession, des GlüStV 2021, dieses Ge-
setzes, gegen die aufgrund dieser Vor-
schrift erlassenen Rechtsverordnungen so-
wie gegen Anordnungen des Konzessions-
gebers, 

7.   unverändert 
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8. den weiteren Voraussetzungen eines Wi-
derrufs einer erteilten Konzession und 

8.   unverändert 

9. der fachlichen Eignung und Zuverlässigkeit 
des Konzessionsinhabers sowie der Perso-
nen, die von dem Konzessionsinhaber in 
verantwortlicher Position zur Leitung des 
Online-Casinospiels entsprechend § 3 Ab-
satz 1a Satz 2 zweite Alternative GlüStV 
2021 eingesetzt werden. 

9. der Sachkunde und Zuverlässigkeit des 
Konzessionsinhabers sowie der Personen, 
die von dem Konzessionsinhaber in verant-
wortlicher Position zur Leitung des Online-
Casinospiels entsprechend § 3 Absatz 1a 
Satz 2 zweite Alternative GlüStV 2021 ein-
gesetzt werden. 

Abschnitt 6 
Spielgeräte mit 

Gewinnmöglichkeiten 

Abschnitt 6 
Spielgeräte mit 

Gewinnmöglichkeiten 

§ 20 
Spielgeräte mit  

Gewinnmöglichkeiten  
in Gaststätten und  

Wettannahmestellen  
der Buchmacher 

§ 20 
Spielgeräte mit  

Gewinnmöglichkeiten  
in Gaststätten und  

Wettannahmestellen  
der Buchmacher 

(1) Für die Einhaltung der durch § 2 Absatz 4 
GlüStV 2021 auf das Glücksspiel mit Geld- o-
der Warenspielgeräten mit Gewinnmöglichkeit 
in Gaststätten (Schank- und Speisewirtschaf-
ten und Beherbergungsbetriebe) und Wettan-
nahmestellen der Buchmacher anwendbaren 
Vorschriften, insbesondere die Verpflichtung 
zum Abgleich mit der Sperrdatei nach § 8 Ab-
satz 3 GlüStV 2021, ist der Erlaubnisinhaber 
nach § 33c Absatz 1 Gewerbeordnung verant-
wortlich. 

 unverändert 

(2) Sofern der Betreiber einer Gaststätte oder 
einer Wettannahmestelle der Buchmacher, in 
dessen Betrieb Geld- oder Warenspielgeräte 
mit Gewinnmöglichkeit bereitgehalten werden, 
nicht der Erlaubnispflicht nach § 33c Absatz 1 
Gewerbeordnung unterliegt, ist diese oder die-
ser verpflichtet, die Spielerinnen und Spieler zu 
verantwortungsbewusstem Spiel anzuhalten 
und damit auch der Entstehung von Glücks-
spielsucht vorzubeugen. 

 

(3) Für Gaststätten und Wettannahmestellen 
der Buchmacher, soweit sie Geld- und Waren-
spielgeräte mit Gewinnmöglichkeit bereithal-
ten, findet § 9 Absatz 1, 2 und 2a des GlüStV 
2021 entsprechende Anwendung. Die glücks-
spielrechtliche Aufsicht über die Einhaltung der 
auf das Glücksspiel mit Geld- oder Warenspiel-
geräten mit Gewinnmöglichkeit in Gaststätten 
und Wettannahmestellen der Buchmacher an-
wendbaren glücksspielrechtlichen Vorgaben 
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des GlüStV 2021 und des Absatzes 2 übt unbe-
schadet der Zuständigkeiten aus § 21 Absatz 3 
die nach der Gewerbeordnung zuständige Er-
laubnisbehörde aus. Hiervon ausgenommen 
ist die Aufsicht über die Einhaltung und Über-
wachung der Vorgaben der §§ 8 bis 8d) und 23 
GlüStV 2021. Insoweit nehmen die nach § 21 
Absatz 3 zuständigen Glücksspielaufsichtsbe-
hörden die Aufsicht wahr. 

Abschnitt 7  
Übergreifende Vorschriften 

Abschnitt 7  
Übergreifende Vorschriften 

§ 21 
Glücksspielaufsicht 

§ 21 
Glücksspielaufsicht 

(1) Neben den Befugnissen nach § 9 Absatz 1 
GlüStV 2021 kann die zuständige Behörde 

(1)  unverändert 

1. die Erlaubnis nach §§ 4, 9, 10, 13 oder 17 
widerrufen, nachträglich beschränken oder 
mit Auflagen versehen, insbesondere, 
wenn gegen Bestimmungen des GlüStV 
2021, dieses Gesetzes oder aufgrund die-
ses Gesetzes erlassener Vorschriften ver-
stoßen wird; sofern die Zuständigkeit für 
die Erteilung der glücksspielrechtlichen Er-
laubnis und die Aufsicht auseinanderfallen, 
liegen diese Befugnisse ausschließlich bei 
der Erlaubnisbehörde, und 

 

2. den Spielbetrieb oder die Vermittlungstätig-
keit auf Kosten des Veranstalters und des 
Vermittlers durch eine Sachverständige o-
der einen Sachverständigen prüfen lassen. 

 

(2) Die Aufsichtsbehörden sind zum Zwecke 
der Prüfung der Einhaltung glücksspielrechtli-
cher Vorgaben berechtigt, Dritte auf Kosten der 
Erlaubnisinhaber mit der Durchführung von 
Tests sowie Testspielen im Sinne des § 9 
Abs. 2a GlüStV 2021 zu beauftragen. 

(2) Die Aufsichtsbehörden sind zum Zwecke 
der Prüfung der Einhaltung glücksspielrechtli-
cher Vorgaben berechtigt, Dritte auf Kosten der 
Erlaubnisinhaber mit der Durchführung von 
Tests sowie Testspielen im Sinne des § 9 Ab-
satz 2a GlüStV 2021 zu beauftragen. 

(3) Zuständig für die Wahrnehmung der Befug-
nisse nach § 9 Absatz 1 GlüStV 2021 und nach 
den Absätzen 1 und 2 sind 

(3) unverändert 

1. die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 
der amtsfreien Gemeinden, die Amtsdirek-
torinnen und Amtsdirektoren sowie in eh-
renamtlich verwalteten Ämtern die Amts-
vorsteherinnen und Amtsvorsteher als örtli-
che Ordnungsbehörden, soweit nachfol-
gend nichts anderes bestimmt ist, 
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2. die Landrätinnen und Landräte als Kreis-
ordnungsbehörden bei nach § 11 Absatz 1 
Nummer 2 erlaubten Glücksspielen, 

 

3. das für Inneres zuständige Ministerium als 
Landesordnungsbehörde bei nach § 3 Ab-
satz 1 und 3 sowie § 17 Absatz 1 veranstal-
teten Glücksspielen und deren Vermittlung, 
bei nach § 11 Absatz 1 Nummer 3 erlaub-
ten Glücksspielen, für Maßnahmen nach 
§ 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 3 GlüStV 
2021, wenn sich die Veranstaltung, Ver-
mittlung oder Durchführung unerlaubten 
Glücksspiels oder die Werbung hierfür auf 
mehrere Kreise oder kreisfreie Städte er-
streckt, für Maßnahmen nach § 9 Absatz 1 
Satz 3 Nummer 4 GlüStV 2021 sowie für 
die Ermächtigung nach § 9 Absatz 1a 
Satz 1 GlüStV 2021. 

 

(4) Abweichend von Absatz 3 kann das für In-
neres zuständige Ministerium als Landesord-
nungsbehörde in begründeten Einzelfällen, 
auch in den gemäß Absatz 3 Nummer 1 und 2 
auf die örtlichen Ordnungsbehörden und Kreis-
ordnungsbehörden übertragenen Sachverhal-
ten, die Befugnisse nach § 9 Absatz 1 GlüStV 
2021 und nach Absatz 1 wahrnehmen. Das für 
Inneres zuständige Ministerium kann insoweit 
Verwaltungsverfahren selbst einleiten und je-
derzeit an sich ziehen. Das für Inneres zustän-
dige Ministerium hat in diesem Fall die nach 
Absatz 3 Nummer 1 und 2 originär zuständigen 
örtlichen Ordnungsbehörden und Kreisord-
nungsbehörden über die Einleitung oder Über-
nahme der Befugniswahrnehmung zu informie-
ren und seine Entscheidung zu begründen. 

(4) unverändert 

(5) Zuständig für die Wahrnehmung der geld-
wäscherechtlichen Aufsicht im Sinne des§ 50 
Nummer 8 des Geldwäschegesetzes vom 23. 
Juni 2017 (BGBl. I S. 1822), zuletzt geändert 
durch Artikel 5 Absatz 5 des Gesetzes vom 9. 
März 2021 (BGBl. I S. 327), ist unabhängig von 
den Zuständigkeitsregelungen der Absätze 2 
und 3 das für Inneres zuständige Ministerium. 
Dieses wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung einzelne Aufgaben der geldwäscherecht-
lichen Aufsichtsbehörde auf die örtlichen Ord-
nungsbehörden oder Kreisordnungsbehörden 
zu übertragen. 

(5)  unverändert 
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§ 22 
Datenschutz 

§ 22 
Datenschutz 

(1) Den Erlaubnis- und Konzessionsinhabern 
ist die Verarbeitung personenbezogener Daten 
insoweit gestattet, wie dies zur Erfüllung der 
sich aus diesem Gesetz ergebenden Pflichten 
sowie zur Erfüllung weiterer Vorgaben des Er-
laubnisbescheides erforderlich ist. Eine weiter-
gehende Verarbeitung personenbezogener Da-
ten ist nur unter der Bedingung der Einwilligung 
der oder des Betroffenen zulässig. 

 unverändert 

(2) Die Verarbeitung personenbezogener Da-
ten durch die Erlaubnis- und Aufsichtsbehör-
den ist zulässig, soweit dies zur Erfüllung der 
sich aus diesem Gesetz ergebenden Aufgaben 
erforderlich ist. Dies gilt auch für die Übermitt-
lung von personenbezogenen Daten, insbe-
sondere Safe-Server-Daten im Sinne des § 6i 
Absatz 2 GlüStV 2021, an andere öffentliche 
Stellen, auch anderer Länder, sowie die Daten-
verarbeitung durch diese Stellen im Rahmen 
einer auf sie übertragenen Aufgabe. Die Rege-
lungen des Landesdatenschutzgesetzes im 
Übrigen bleiben unberührt. 

 

(3) Veranstalter und Vermittler von Glücksspie-
len im Geltungsbereich dieses Gesetzes sind 
berechtigt und auf Verlangen der Glücks-
spielaufsichtsbehörde auch verpflichtet, ihre 
Kundendaten in anonymisierter Form für Zwe-
cke der Glücksspielforschung zur Verfügung 
zu stellen. 

 

(4) Erlaubnis- und Konzessionsinhaber müs-
sen die personenbezogenen Daten der Spiele-
rinnen und Spieler ab Schließung des Spiel-
kontos fünf Jahre aufbewahren. Nach Ablauf 
des Zeitraums sind die personenbezogenen 
Daten zu löschen, soweit nicht andere gesetzli-
che Bestimmungen über Aufbewahrungspflich-
ten eine längere Frist vorsehen. 

 

(5) Vorhandene personenbezogene Daten 
sind jederzeit wirksam vor unbefugtem Zugriff 
zu schützen. 

 

(6) Die betroffenen Personen sind über Art und 
Umfang der Speicherung, der Aufbewahrung 
und Löschung ihrer personenbezogenen Da-
ten zu informieren. 
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§ 23  
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich o-
der fahrlässig 

 unverändert 

1. entgegen § 10 Absatz 1 eine Lotterie mit 
geringerem Gefährdungspotential ohne Er-
laubnis veranstaltet oder vermittelt, 

 

2. entgegen § 13 Absatz 5 den Anzeigepflich-
ten nicht nachkommt, 

 

3. entgegen § 14 Absatz 2 eine Übertragung 
von Geld, Spielpunkten oder ähnlichem 
zwischen Spielkonten ermöglicht oder ge-
gen das Kreditverbot aus § 14 Absatz 3 
verstößt, 

 

4. entgegen § 14 Absatz 4 den Spielkonto-
auszug einschließlich der Spielhistorie und 
sonstiger diesbezüglicher Transaktionen 
nicht, nicht vollständig oder nicht rechtzei-
tig zur Verfügung stellt, 

 

5. entgegen § 16 Absatz 1 Sportwetten ver-
mittelt, 

 

6. entgegen § 16 Absatz 3 die Teilnahme 
ohne die Nutzung einer Kundenkarte zu-
lässt, 

 

7. entgegen § 17 Absatz 3 der Betriebspflicht 
nicht nachkommt, 

 

8. entgegen § 17 Absatz 7 den Anzeigepflich-
ten nicht nachkommt, 

 

9. entgegen § 20 Absatz 1 in Verbindung mit 
§ 28a Absatz 1 Nummer 29 bis 36 GlüStV 
2021 den Verpflichtungen im Zusammen-
hang mit dem Spielersperrsystem nicht 
nachkommt, 

 

10. entgegen § 7 Absatz 1 GlüStV 2021 den 
Aufklärungspflichten nicht nachkommt, 

 

11. der Anordnung einer Maßnahme nach § 9 
Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 GlüStV 2021 
zuwiderhandelt, indem er die erforderlichen 
Auskünfte nicht oder nicht vollständig erteilt 
oder verlangte Unterlagen, Daten und 
Nachweise nicht oder nicht zeitgerecht vor-
legt, 

 

12. der Anordnung einer Maßnahme nach § 9 
Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 GlüStV 2021 
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zuwiderhandelt, indem er die Anforderun-
gen der Glücksspielaufsichtsbehörde nicht 
erfüllt, 

13. gegen Bestimmungen oder Nebenbestim-
mungen einer behördlichen Erlaubnis nach 
§ 4 Absatz 1 Satz 1 GlüStV 2021 verstößt 
oder 

 

14. entgegen § 27 Absatz 1 Satz 1 GlüStV 
2021 Pferdewetten stationär ohne Erlaub-
nis nach dem Rennwett- und Lotteriege-
setz vom 8. April 1922 (RGBl. I S. 335), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 30. No-
vember 2020 (BGBl. I S. 2600), veranstal-
tet oder vermittelt. 

 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu 500.000 Euro geahndet wer-
den. 

 

(3) Gegenstände, auf die sich die Ordnungs-
widrigkeit bezieht, oder die zur Begehung oder 
Vorbereitung gebraucht worden oder bestimmt 
gewesen sind, können eingezogen werden. 
§ 23 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
ist anzuwenden. 

 

(4) Die Landrätinnen und Landräte und Bürger-
meisterinnen und Bürgermeister der kreis-
freien Städte als Kreisordnungsbehörden sind 
zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des 
§ 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten für Glücksspielange-
bote, die sich auf ein Amt oder mehrere Ämter 
oder auf eine amtsfreie Gemeinde oder meh-
rere amtsfreie Gemeinden ihres Kreisgebietes 
erstrecken. Für Glücksspielangebote, die sich 
auf mehrere Kreise oder kreisfreie Städte er-
strecken, ist das für Inneres zuständige Minis-
terium zuständige Verwaltungsbehörde im 
Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Geset-
zes über Ordnungswidrigkeiten. 

 

§ 24 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

§ 24 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver-
kündung in Kraft. Gleichzeitig tritt das Gesetz 
zur Ausführung des Ersten Staatsvertrages 
zum Glücksspielwesen in Deutschland vom 1. 
Februar 2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 64), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 13. 
Januar 2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 4), außer 
Kraft. 

 unverändert 

 


